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Liebe und sehr geehrte ARE/BNE - Mitglieder, Freunde und Förderer 
unseres Zusammenschlusses, Mitstreiter für Rechtsstaat, Gerechtigkeit, 
Recht und Eigentum, gegen fortwirkendes Unrecht, für Wiedergutmachung, 
Schadensbegrenzung bei den Defiziten der Wiedervereinigung, für aktiven 
und verbesserten Aufbau Ost, für Menschenrechte und Zukunftsgestaltung, sehr geehrte Damen und 
Herren, 

Auf Grund der besonderen Aktualität und des Termindrucks für alle etwaigen Betroffenen, 
schicken wir Ihnen heute auf diesem Wege die Stellungnahme von Frau RAín C. Wildgans, 
auf deren Vorarbeit und Schriftsätze dieses Wegweisende Urteil zurückzuführen ist. 

Wir weisen darauf hin, dass in der Öffentlichkeit zum Teil Unrichtige kursieren, sodass es 
angebracht ist, sich nur an die Stellen zu wenden, die mit der Problematik vertraut sind. 

Bei dieser Gelegenheit ein paar Fotos von dem erfolgreichen Kongress in 
Marquardt/Satzkorn. Die Vorträge sind zum großen Teil auf CD aufgezeichnet und können 
gegen eine Schutzgebühr von 10 € (evtl. kleine Spende?) in unserem Büro in Niedenstein  

( E-Mail: info@are-org.de; Tel.: 05624-926258 ) erworben werden. 

 

 

 



 

Aktuelle Hinweise für Betroffene 

- DRINGENDER HANDLUNGSBEDARF bis 31.12.2018 

 

BGH-Urteil vom 14. September 2018, V ZR 12/17 

Entschädigungsklausel für Windkraftanlagen 

 

Rechtsanwältin C. Wildgans, Berlin / Tel. 030-887 150 92 / email: ius@ra-wildgans.de 

 

….tatsächlich ist es nun gelungen, durch die abschließende Entscheidung des 

Bundesgerichtshofs vom 14. September 2018 klarzustellen, dass die so genannte 

Entschädigungsklausel für die Errichtung von Windkraftanlagen in den EALG - 

Kaufverträgen unwirksam ist. Darüber hinaus steht der BVVG bei Nichtzahlung der 

Entschädigung auch kein Wiederkaufsrecht zu. Einzig die Möglichkeit des Rück-

trittsrechts bei der Bebauung von wesentlichen Teilen des Vertragsgegenstandes bleibt 

zu prüfen (ab 3% der Vertragsfläche). 

 

Die aus dieser Entscheidung resultierenden Rückerstattungsansprüche auf bereits 

gezahlte Entschädigungsbeträge unterliegen der dreijährigen Verjährungsfrist. Die 

BVVG vertritt die Auffassung, dass die Frist mit Zahlung des Entschädigungsbetrages 

zu laufen beginnt und damit nach drei Jahren zum 31.12.2018 endet.  Eine 

abschließende Klärung hierzu ist bisher nicht erfolgt; dies geschieht in bereits 

anhängigen weiteren Klageverfahren.  

 

Jedoch ist gegenwärtig ausdrücklich und dringend auf folgendes hinzuweisen: 

 

Alle Betroffenen, die bereits im Jahr 2015 den Entschädigungsbetrag gezahlt haben 

oder dieser durch den Anlagenbetreiber gezahlt wurde, sind aufgerufen, ihren 

Rückforderungsanspruch noch in diesem Jahr bis spätestens 31.12.2018 schriftlich 

nachweisbar bei der BVVG einzubringen. Geben Sie in Ihrem Schreiben an, für wel-

ches Windparkprojekt welche Zahlung wann geleistet worden ist und fügen Sie 

möglichst Zahlungsbelege bei. Lassen Sie sich möglichst von Ihrem Anlagenbetreiber 

eine Berechnung geben für die Inanspruchnahme der tatsächlich bebauten Flächen 

(Stellfläche Windrad, Zuwegungen und gegebenenfalls Kranstellfläche) zum Nach-

weis, dass ein Rücktrittsrecht nicht besteht. 

 

Verlangen Sie weiter ausdrücklich den Verzicht auf die Erhebung der Einrede der 

Verjährung. 

Alle anderen Vorgänge, entweder eine Zahlung nach dem 1.1.2016 oder aber lediglich 

Abschluss eines Gestattungsvertrages ohne bisherige Zahlung können später gesondert 

geklärt werden. Gleiches gilt für die Anpassung von Gestattungsverträgen im Hinblick 

auf die Ansprüche der BVVG oder auch die bereits abgeschlossenen Kaufverträge, die 

noch diese Entschädigungsklausel enthalten. 



Bitte beachten Sie unbedingt, dass für den Fall, dass die BVVG den Verzicht auf die 

Einrede der Verjährung nicht rechtzeitig erklärt, die Verjährungsfrist ausschließlich 

durch Erhebung einer Klage oder mindestens eines Mahnbescheids unterbrochen 

werden kann. In solchen Fällen sind Sie gezwungen, sich anwaltlich vertreten zu 

lassen. Stellen Sie dabei sicher, dass Sie Anwälte beauftragen, die mit der Materie 

vertraut sind. 

gez. C. Wildgans       Rechtsanwältin 

 
 

Für heute verbleiben wir mit den besten Grüßen und vorweihnachtlichen Wünschen 

Ihr ARE /BNE/FRE-Team mit  

M. Graf v. Schwerin 

 

 

FRE-Kontonummer (für Spendenbescheinigungen): 
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ARE-Plänitz: Hofstraße 5, 16845 Plänitz bei Neustadt/Dosse,  
Tel.: 033970/ 518-74 /-76, Fax: 033970/ 518-75 

ARE-Zentrum Hessen: Westendstr. 14a, 34305 Niedenstein, Tel.: 05624/ 9262-58, 
 Fax: 05624/ 9262-68 

E-Mail: are-pl@gmx.de, Internet: www.are-org.de 
 ARE-Bankverbindung: Raiffeisenbank Ostprignitz-Ruppin   

BIC: GENODEF 1NPP         IBAN:  DE68 1606 1938 0103 0127 94 


